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Kapitalverſchiebung
er Trotz der internationalen Sorgen und Wirren hat

man in politiſchen Kreiſen dem Kapitalverſchiebungsprozeſſe
gegen den Prinzen Eitel Friedrich von Hohenzollern großes
Intereſſe entgegen gebracht Der Prozeß der erſte in der
Reihe ähnlicher Anklagen gegen einige Mitglieder des Hauſes
Hohenzollern iſt ja auch die Frucht politiſcher Enthüllungen
und Angriffe die urſprünglich von ſozialiſtiſcher Seite aus
gingen Der mehrheitsſozialiſtiſche Vorwärts war es der zu
erſt auf die Verbindungen der Hohenzollern Familie mit dem
holländiſchen Bankhaus Gruſſer Philippfohn und Co hin
wies und eine Kapitalverſchiebungsdebatte im Reichstag herauf
beſchwor Der Uſozialiſtiſche Redner ſprach damals es
war im November vorigen Jahres von einer Art Eulen
burgprozeß bei dem nichts herauskommen werde Das Ver
fahren gegen den Prinzen Eitel Friedrich hat das Gegenteil
erwieſen Es iſt bereits viel herausgekommen und man ſieht
jetzt ſchon ziemlich klar Der Prinz hat etwas getan was
er auch in einem gewiſſen Notſtand wie er zu ſeiner Ver
teidigung angab nicht hätte tun dürſen Er übergab beträcht

lich große Vermögenswerte dem Ausländer Gruſſer unter Um
gehung der geſetzlichen Vorſchriften gegen die Steuerflucht
und Gruſſer zahlte dafür beträchtliche Summen für den
Prinzen bei ſeiner holländiſchen Bank ein Wie das Ver
mögen tatſächlich verſchoben wurde ob Gruſſer die Papiere in
einer Muppe über die Grenze brachte oder ob er mit den
Papieren Waren kaufte die Waren verſchob und das Geld
d h einen Teil des Erlöſes in Holland deponierte war für die
Rechtsfrage gleichgültig Der Prinz war als Auftraggeber ein
Teilnehmer der ſtraſbaren Handlung und man mußte ihm
den Prozeß machen Jn dem Notſtand den der Prinz zu
ſeiner Rechtfertigung angab befinden ſich eigentlich faſt alle
die Steuerpflichtigen hinter denen jetzt die Behörden immer
noch her ſind Bei der Verſchiebung von Kapital nach dem
Auslande beteiligen ſich Kreiſe denen früher ein derartiger
Gedanke fern gelegen hätte Die Abſicht iſt dabei weniger
auf eine Steuerhinterziehung gerichtet als auf eine Ret
tung des Beſitzes Gerade die kleinen Kapitaliſten deren
ſchwer erworbenes Kapital auf der Bank liegt haben ſeit
den Putſchen Streiks und Sanktionen das Gefühl daß ihr
Vermögen auf deutſchem Boden nicht mehr ſicher ſei und
daher das Beſtreben das Geld auch mit Verluſt ins Aus
land zu bringen Die mecrkwürdigſten Tricks wurden dabei
häufig angewendet ſo z B der ſich bei einer ausländiſchen
Verſicherungsgeſellſchaft in der Höhe ſeines Beſitzes verſichern
zu laſſen die ganz hohen Prämien auf einmal in deutſchem
Golde zu bezahlen und ſich bei der Verſicherungsgeſellſchaft aus
zubedingen daß ſie 14 Tage nach Bezahlung der Prämie die
Police zu dreivierdel ihres Wertes belehne und den Dar
lehnsbetrgg in ausländiſchem Golde in einer ausländiſchen
Bank deponiere Man muß ſagen die Mitglieder der Hohen

zollern Familie ſind noch in verhältnismäßig harmloſer Weiſe
in das Vergehen der Steuerflucht hineingeſtolpert während
der eigentliche Schieber der dabei tüchtig verdient hat der
Bankier Gruſſer jetzt unangeſochten in ſeiner Villa im

vornehmſten Viertel Amſterdams weilt Die Verwarnungen
die voriges Jahr der Finanzminiſter Wirth der jetzige
Reichskanzler an die Adreſſe der Hohenzollern richtete er
ſtreckten ſich übrigens auch gegen den ehemaligen Kronprinzen
und ſeine i ſich die damaligen Verdachtsgründe
zu einer Anklage ichtet haben iſt noch nicht bekannt Der
Kronprinz ſcheint vorſichtiger und beſſer beraten geweſen
zu ſein als Prinz Eitel Als er ſich nach Holland begab
zund dort ohne Mittel war ließ er ſich von Gruſſer 5000
Gulden vorſtrecken Erſt ſeit dieſer Vorſtreckung ſoll das
Konto des Kronprinzen bei Gruſſfer beſtanden haben Aber
wie kam Gruſſer dazu 5000 Gulden zu leihen wenn er
nicht Ausſicht auf größere Zahlungen des Kronprinzen hatte
und ſind dieſe Zahlungen wirklich unter Einreichung des
vorſchriftsmäßigen Affidavits an das zuſtändige deutſche Fi
nanzamt über die Grenze gekommen Von einer dem ehe
maligen Kronprinzen naheſtehenden Seite wird verſichert
daß das Konto im Frühjahr 1920 ausgeglichen worden ſet
Seitdem habe kein Konto des Kronprinzen bei Gruſſer mehr
beſtanden Sicher iſt daß die Kronprinezſſin bei der Firma
Gruſſer Philippſohn u Co ſeit dem Frühjahr 1920 ein
Konto auf den Namen Frau C von Mecklenburg hat das
den Erlös aus dem Verkauf von Edelſteinen darſtellt Es
wäre zu gegrüßen wenn dieſe und andere Vermögenstrans
aktionen der Hohenzollern in der Oeffentlichkeit möglichſt klar
geſtellt wurden Denn was dem einen recht iſt iſt dem andern
billig Verfolgte man nur immer die unbekannten bürger
lichen Kapitalverſchieber und drückte man gegenüber der frü

Fecr Kaiſerfamilie ein Auge zu ſo wäre der politiſche Skandal
r J

Deutſchlands erſte Reparationszahlung
Die Reparationskommiſſion kam heute in den t der

deutſchen Note wegen der Entrichtung der 150 Millionen
Goldmark Dieſe Summe wird wie a

e e e efra anken 000 eigeriſcheranken 39 r e 2 000 000 T
Gulden 6 500 000 däniſche Kronen 3 000 000 Kronen

o h und a We ezum New Yorker Kurſe vom 13 Mai umgerechnet eineſamtſumme von 140 Silunen See Pie e lichen

illionen iſt die erung bereit dorthin zu
miſſion beſtimmt
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Die oben Summe kann ſofort in überwieſenwerden e h hat Wien mit der

halle Donnerstag den 19 Mai 1921

Bank von Frankreich und der Banc of England ins Ein
vernehmen geſetzt um dieſe Summe in Dollars zu konver
tieren Jn der heutigen Nachmittagsſitzung der Kommiſſion
der auch Herr v Oertzen beiwohnen wird ſoll darüber
beſchloſſen werden in welcher Weiſe die weiteren 850 Mil
lionen von Deutſchland zu zahlen ſein werden Dieſe anze

Milliarde wird dazu dienen um den Zinſendienſt und die
Amortiſation für die erſte Serie der deutſchen Schuldver
e ngen die bis zum 1 Juli zu übergeben ſind ſicher
z en

Die Entwaffnungsnote
Die Note die General Nollet der Vorſitzende der inter

alliierten Militärkontrollkommiſſion der Reichsregierung
überreicht hat führt uns zum erſten Male die praktiſchen
Folgen der Bedingungen und vorbehaltsloſen Annahme des
Ultimatums vor Augen Jn zahlreichen Noten hatte die
deutſche Regierung gegen eine Reihe von Forderungen der
Alliierten die über Sinn und Wortlaut des Verſailler Ver
trags weit hinausliegen immer und immer Widerſpruch er
hoben Noten ſind heute weiter nichts als Makulatur
und haben vöchſtens noch hiſtoriſchen Wert denn materiell
haben ſie nichts erreicht die Entente aber alles Eine der
ſchlimmſten Punkte der Entwaffnungsnote iſt die Forde
rung daß die deutſche Regierung vor dem 20 Mai die Er
klärung abzugeben hat daß ſie die Liſte der Fabriken die

densvertrage haben die Alliierten nur das Recht die Zahl
der zur Herſtellung von Heeresgerät zugelaſſenen Fabriken
zu beſchränken und von uns vorgeſchlagene Fabriken abzu
lehnen nicht aber haben ſie das Recht von ſich aus Vorſchläge
zu machen und uns zu deren Annahme zu zwingen Die Er
füllung dieſer Forderung aber bedeutet praktiſch die Zuſtim
mung zu Fabriken die zur Herſtellung des betreffenden
Kriegsmaterials nicht geeignet ſind und die Folge davon
wird Schließung einer ganzen Reihe von Betrieben ſein
Ebenſo bedeutet die Entmilitariſierung gewiſſer Dienſtſtellen
des Heeres zumal in der Verwaltung die Entlaſſung zahlreicher Militärbeamter Trotz alledem darf kein Zweifel

herrſchen daß die Forderungen raſch und vollſtändig erfüllt
werden müſſen Die letzten Würfel ſind gefallen und nun

Wie inte a ane ble ber Heiheegeeung net
München keinen Zweifel

Die Entwaffnung in Bayern
Bei der bayeriſchen Staatsregierung iſt die Note der

Reichsregierung eingetroffen die gleichlautend an ſämtliche
deutſchen Landesregierungen ergangen iſt und die Entwaff
n nd Auflöſung aller Selbſtſchutzorganiſationen be
immt

Jn der Note iſt die bayeriſche Einwohnerwehr nicht
namentlich bezeichnet nach ihrem allgemeinen Jnhalt be
ſteht aber auch für die bayeriſche Staatsregierung kein
Zweifel darüber daß auch die bayeriſche Einwohnerwehr
unter die danach zu entwaffnenden und aufzulöſenden Orga
niſationen fällt Die Reichsregierung ſtellt darin Richt
linien für die Ausführung des Entwaffnungsgeſetzes vom
23 März auf und verlangt zugleich Liſten ſolcher Organi
ſationen die in den einzelnen Ländern unter die Beſtim
mungen des Geſetzes fallen Dieſe Aufforderung dient offen
bar der Erfüllung der in der neueſten Note von General
Nollet ausgeſprochenen VerpflichtungenDie Blätter melden vaß der Miniſterrat vorausſichtlich

bereits morgen ſich mit der Note der Reichsregierung be
ſchäftigen werde Eine Einberufung des Miniſterrats auf
morgen iſt bisher noch nicht erfolgt

Lloyd Georges Warnung
an Frankreich

Die geſtern abend in London bekannt gegebene Erklärung
Lloyd Georges in der oberſchleſiſchen Frage findet in der

nung na

geſamten Preſſe größte Beachtung und wird als ernſte War
nung an Frankreich angeſehen Wie die Blätter melden
wird Lloyd George heute abend beim Eſſen das der Pilgrim
Klub zu Ehren des neuen amerikaniſchen Botſchafters Harvey gibt
wahrſcheinlich eine wichtige Rede halten die hauptſächlich die ober
ſchleſi rage behandeln dürfte Weſtminſter Gazette ſchreibt
über den britiſchen und franzöſiſchen Standpunkt dieſe Politik die

auf die Abſicht gründe 60 70 Mill Deutſche im Zuſtande der
nterwerfung zu erhalten müſſe fehlſchlagen Frankreich

müſſe Deutſchland fair play geben und die Möglichkeit zur Ruhe
zu kommen Pall Mall and Globe erklärt das franzöſiſche Volk
müſſe verſtehen daß England unbedingt jede Beteiligung an
ſolchen Abenteuern wie dem polniſchen ablehnen und es Deutſch
land überlaſſen werde nach freiem Ermeſſen mit jedem mut
willigen Angriff der Polen fertig zu werden

Pertinax beſchäftigt ſich im Echo de Paris mit den
letzten Erklärungen Lloyd Georges die ihm noch mehr mi
fallen als ſeine Rede im Unterhauſe nach ſeiner Anſicht dürfe
nicht mehr verheimlicht werden daß die entente eordiale auf
dem Spiel ſtehe denn Lloyd George erklärte daß er ſeinen
Standpunkt vom 13 Mai aufrechterhalte Er habe jetzt
z Jtalien und die Vereinigten Staaten hätten ſich der

inung Englands angeſchloſſen Wenn Lloyd George erklärt habe 3 viele Dinge die Franzoſen von den Engländern
trennten ſo ſei das eine unglü kenne Lloyd

r leichtfertig von der Verſchiedenheit der öffent
lichen Meinung aber man könne doch nicht verlangen daß
man die Vernunft ſelbſt der Allianz opferenal ſagt die tigen Erkläru len e

ngen Lloyd Georges zeigten

Kriegsmaterial herſtellen dürfen anerkennt Nach dem Frie I
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unglücklicherweiſe daß Lloyd George ſich nicht geneu Rechen
ſchaft abgelegt habe welchen Eindruck ſeine un er war tete
Sprache inſeine iere nachleſe dann finde man bedauerliche Beweg

gründe ng arman die Verwendung deutſcher Truppen in Ausſicht ſtelle um
die Ordnung im Abſtimmungsgebiet wiederherzuſtellen Es
ſei auch ni
leichtfertig Anklagen gegen General Le Rond richte
George habe das franzöſiſche Gefühl verletzt Auf die Frage
der Entſcheidung über Oberſchleſien eingehend lehnt Petit
Pariſien ein ſalomoniſches Urteil ab Das Blatt meint mit
Ausnahme des Streifens um Gleiwitz und Hindenburg müſſe
man den Polen den allergrößten Teil des Bergwerksbezirkes
und nicht nur die Kreiſe Rybnik und Pleß zuſprechen

Frankreich hervorgerufen habe Wenn man

Man drücke nicht einfach ſeine Meinung aus wenn

t einfach eine Meinungsäußerung wenn mane Lloyd
Der Londoner Korreſpondent des Temps berichtet

geſtern nachdem man die außerordentliche Gefahr erkannt
habe der der Friede von Europa ausgeſetzt geweſen ſei und
vielleicht noch ausgeſetzt werden könnte frage man ſich warum
man eine derartige Lage habe entſtehen laſſen können Jn
gewiſſen Kreiſen führe man die Kriſe zum Teil auf die ſpäte
Volksabſtimmung in Oberſchleſien und zum Teil auch darauf
zurück daß man die Verwaltung der Volksabſtimmungszone
Militärs anvertraut habe Ein Problem von ſolcher poli
tiſcher und juriſtiſcher Bedeutung hätte wie man ſage nicht
militäriſchen Chefs anvertraut werden dürfen

Reuter veröffentlicht eine offiziöſe Mitteilung die
beſagt von gut informierter Stelle verlaute daß

der Oberſte Rat
wahrſcheinlich Ende der Woche zuſammenkommen werde
Bezüglich der Haltung der Franzoſen habe man den Eindruck
daß ſie zu einer derartigen Zuſammenkunft bereit ſeien ſobald
Briand in der Kammer dieſe Erklärung abgegeben habe
Ein Aufſchub der Zuſammenkunft um einige Wochen wie er
von einigen Kreiſen vorgeſchlagen werde würde alle guten
Ergebniſſe die die Konferenz zeitigen könnte zunichte machen
Zuerſt und vor allen Dingen handle es ſich darum zu wiſſen
ob die Alliierten einmütig in ihrem Entſchluſſe ſeien den
Verſailler Vertrag aufrechtzuerhalten und die übernommenen
Verpflichtungen unparteiiſch zu reſpektieren

Wie das Journal mitteilt ſoll der britiſche Geſchäfts
kräger mit einem gewiſſen Nachöruck am Quat e De
fragt haben welches die Haltung Frankreichs ſein würde
falls ein deutſches Detachement in das ſtrittige Gebiet in
Oberſchleſien eindringen würde Die britiſche Regierung habe
vor allem zu erfahren gewünſcht ob in dieſem Falle Frank
reich das Ruhrgebiet beſetzen würde Es verſtehe ſich von
ſelbſt daß es unmöglich geweſen ſei auf eine derartige
hypothetiſche Frage eine Antwort zu geben Die Erklärung
die Briand am Sonnabend abgegeben habe bezeichnete genau
wie Frankreich eine derartige Jnitiative Deutſchlands auffaſſe
Man verſichert ferner daß der engliſche Vertreter in der
Rheinlandskommiſſion eilig nach London berufen wurde
Dieſe Reiſe hätte Bezug auf eine Note die die engliſche
Regierung nach Paris gerichtet habe über die Aufhebung der
Sanktionen die man vor einigen Wochen in London beſchloſſen
habe alſo die Räumung der Städte Düſſeldorf Duisburg und
Ruhrort und die Aufhebung der Zollgrenze am Rhein

Wie aus London gemeldet wird veröffentlicht die
Daily Mail

eine Unterreöung mit öem Miniſterpräſidenten Briand
Danach ſagte Briand auch die franzöſiſche Regierung wünſche
daß der Verſailler Friedensvertrag durchgeführt werde aber
nichts in dem Vertrag ſage daß alle reichen Bergwerksbezirke
Oberſchleſiens Deutſchland zufallen müßten und daß die Polen
das erhalten ſollten was übrig bleibe Er wünſche nicht ſich
in einen Streit mit Lloyd George einzulaſſen Er halte
ein Zuſammentreffen mit Lloyd 7
nicht für wünſchenswert ſolange noch nicht
alle Dokumente über die Volksabſtimmung
von der Jnterallierten Kommiſſion in Oppeln
eingegangen ſeien

Sämtliche Blättermeldungen aus Oberſchleſien deuten
darauf hin daß trotz des Korfantyſchen Rückzugsangebots

keine Entſpannung dee Lage
eingetreten iſt Neue Ausſchreitungen der pol
niſchen Jnſurgenten haben ſich ereignet Auf
dem Kattowitzer Güterbahnhof wurden mehrere
Möbelwagen vollſtändig ausgeraubt Jn Königs
h ü te wurde ein Depot für Flüchtlingsbekleidung von den
Polen ausgeplündert Nach einer Meldung des L A ſind
vor einigen Tagen 75 neue Feldküchen von Polen über die
Grenze zur Jnſurgentenfront transportiert worden Die
Voſſ Zeitung berichtet von zwei Verordnungen

Korfantys in denen er ſich Regierungsgewalt anmaßt
und die eine offene Brüskierung der Ententekommiſſion be
deuten Jn der einen Verordnung wird die Ausfuhr von
Zahlungsmitteln aus dem von den Jnſurgenten beſetzten
Gebiet bei ſchwerer Strafe verboten Jn der zweiten Ver
ordnung werden die Generaldirektoren der Gruben die ſich
a alb Oberſchleſiens befinden aufgefordert dorthin zu
rückzukehren zwecks Wiederaufnahme des Betriebs widrigen
falls die Mitglieder des polniſchen Vollzugsausſchuſſes ſelbſt

hen zur Aufrechterhaltung der Ordnung ergreifen
werden

Die polniſchen Jnſurgenten haben ähnlich wie in Katto
witz auch vom Hc uptbahnhof

in Veuthen 18 Lolomoriven geſtohlen
Aus den Ortſchaften des Landkreiſes Beuthen
werden ſtärkere Anſammlungen der Aufrührer gemeidet



Von einem Rückzug der Aufſtändiſchen iſt bisher
aber noch nichts zu merken Jm Gegenſatz zu den
Ankündigüngen Korfantys haben im Kreiſe Koſel die Polen
thre d bei der Fähre Altkoſel verſtärkt indem
ſie neue Erdbefeſtigungen ankegten Aus dem Kreiſe Ratibor
wird eine Tätigkeit polniſcher Streifen gemeldet
Die Stadt nik wurde von den Jnſurgenten beſetzt die
aber nach Verhandlungen den Ort wiederräumten Während
der Anweſenheit der Aufſtändiſchen in der Stadt kam es zu
Ausſchreitungen gegen deutſchgeſinnte Oberſchleſier und zu
Plünderungen deutſcher Geſchäfte Jm Kreiſe Groß Strehlitzſcheiterte en Vorſtoß der er gegen Bogulin Jm
Kreiſe Kreuzburg griffen die Polen ohne Erfolg Uſchütz und
Gohle an Die Ortſchaften konnten aber gehalten werden
und die Polen wurden ſpäter ſogar gezwungen Seichwitz zu
räumen Die Aufrührer wurden bei ihren Vorſtößen durch
Feuerwirkung aus dem Ort Przednoſoze der bereits auf pol
niſchem Gebiet liegt unterſtützt Die Jnſurgenten die die
Stadt Kattowitz belagern haben neue Verſtärkungen erhalten
Die polniſchen Poſtierungen an den Stadteingängen haben
Barrikaden errichtet die jeden Verkehr unmöglich machen
Dadurch wird auch die Zufuhr von Brotgetreide aus dem
Landkreiſe Kattowitz unmöglich gemacht Die erregte Stadt
bevölkerung iſt geſtern erneut beim Kreiskontrolleur vorſtellig
geworden ünd hat ſtärkſte Maßnahmen gegen die Jnſurgenten
verlangt Korfanty hat an die Direktion der Vereinigten
Königs und Laurahütte eine Aufforderung gerichtet vom
18 Mai ab auf Rechnung der polniſchen Oberkontrolle von
der Grube Gräfin Laura und von den RichterSchächten
täglich 16 Waggons Kohle nach Sosnowice zu ſenden Der
Führer der Aufſtändiſchen hat Gewaltmaßnahmen angedroht
falls ſich die Verwaltung ſeiner Weiſung nicht fügen würde
Das Kohlendepartement der n Kommiſſion iſt
von dieſer neuen Gewalttat Korfantys in Kenntnis geſetzt
worden Jm Laufe des geſtrigen Tages ſind erneut einige
Grrber und Hütten auf denen zum Teil die Arbeit wieder
aufgenommen worden war ſtillgelegt worden und zwar aus
wirtſchaftlichen Gründen und weil die Arbeitswilligen von
den Jnſurgenten mit Gewalt von ihren Arbeitsſtätten ver
trieben wurden

Werbungsverbot für Oberſchleſien

Die Not der bedrängten deutſchen Be
völkerunginOberſchleſien hat in weiten Kreiſen
des deutſchen Volkes insbeſondere bei den heimatberechtigten
Oberſchleſiern den Willen wachgerufen den ſchwer gefähr
deten Brüdern in Oberſchleſien beizuſtehen So großes Ver
ſtändnis die Reichsregierung für dieſes Empfinden und die
S Erregung der Bevölkerung hat ſo ſcharf muß ſie den

eſtrebungen entgegentreten die darauf abzielen durch An
werbung und Bildung von Freiwilligenverbänden uſw den bebrängten Oberſchleſiern
aus anderen Teilen des Reiches ſelbſtändig zu Hilfe zu eilen
Hierdurch werden die zur Verteidigung der deutſchen Jnter
eſſen in Oberſchleſien von der Reichsregierung eingeleiteten
Schritte nicht gefördert ſondern geſtört Die Reichsregierung
macht mit aller Entſchiedenheit darauf aufmerkſam daß ſolche
Unwerbungen und Zuſammenſchließungen militäriſchen
Verbänden den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen zu
widerlaufen und daß Zuwiderhandlungen mit Strafen be
droht ſind Es wird daher zur Vermeidung der geſetzlichen
Straffolgen dringend davor gewarnt ſolche Auf
forderungen in irgendeiner Form zu erlaſſen insbeſondere ſie
et Krehfe auſzune h

e rigen Amr iſteine Note der interalliierten Militärkommiſſion
zugegangen worin darauf hingewieſen wird daß in ver
ſchiedenen Teilen Deutſchlands An werbungen von
Freiwilligen für Oberſchleſien ſtattfinden
Es wird gefordert ſofort Maßnahmen zu treffen um
dieſe Anwerbungen die im Widerſpruch zu den Beſtimmungen
des Friedensvertra ſtänden zu verhindern und die Auf
löſung der in Schleſien bereits gebildeten Formationen her
beizuführen Die Kontrollkommiſſion bittet um Mitteilung
der zu dieſem Zweck unternommenen Schritte

Jtalieniſche Glückwünſche an Wirth
Der Sekretärder italieniſchen Popularen

partei übermittelte dem Reichskänzler Dr Wirth
die Grüße für den Erfolg der neuen Regierung Gleich

zeitig verſicherte er ihn der Solidarität mit dem ſozialenKrogramm das dieſe ruhmreiche deutſche Zentrumspartei

in der ſchwierigen Zeit des moraliſchen und wirtſchaftlichen
Wiederaufbaus Europas ſich geſetzt hat

Lehramtsbeſetzung und Partei
zugehörigkeit

Der amtliche Preußiſche Preſſedienſt ſchreibt
Vor einiger Zeit iſt in der Preußiſchen Landesverſammlung von dem Abgeordneten ütaſſenis folgende Kleine

Anfrage geſtellt worden
Jn verſchiedenen Gemeinden zum Beiſpiel in Berlin

Niederſchöneweide wird bei Stellenausſchreibun
gen im Freien Lehrer das Bekenntniszurſozial
demokratiſchen Partei als Bedingung für die
Wahl des Lehrers genannt Dieſes Verfahren der betreffen
den Gemeinden verſtößt gegen die Artikel 128 und 130 der
Reichsverfaſſung Jſt die Staatsregierung bereit gegen ſolche
Mißgriffe auf das entſchiedenſte einzuſchreiten und wie bis
her die Beſetzung der Stellen nach der Fähigkeit und beruf
lichen Bewährung vornehmen zu laſſen

Auf dieſe Anfrage iſt von der Unterrichtsverwaltung die
nachſtehende Antwort erteilt worden Es iſt der Unter
richtsverwaltung bekannt daß in einigen wenigen Fällen
bei Ausſchreibungen von Rektor und Lehrerſtellen Mel
dungen von Anhängern beſtimmter politiſcher Parteien durch
Ge meindevorſtände in Zeitungen verlangt worden ſind Die
Unterrichtsverwaltung ſteht nicht an ſolche Ausſchreibungen
zu bedauern und es für unvereinbar mit der Reichsver
faſſung zu erklären daß die Zugehörigkeit zu einer be
ſtimmten politiſchen Partei zur Bedingung für die Wahl
eines Lehrers oder Rektors gemacht wird Sie bekennt ſich
durchaus zu dem Grundſatz daß bei Wahlen von Lehrern
und Rektoren lediglich die Befähigung und die be
rufliche Bewährung der Bewerber ausſchlaggebend
ſein dürfen Sie gibt ſich der Hoffnung hin daß ihre heute
bekundete Stellungnahme zu der vorliegenden Anfrage aus
reichen wird die Gemeindeverwaltungen in Zukunft von

ſchreibungen abzuhalten

Deutſches Reich
Der Geſamtverband deutſcher Veamten und Staats

angeſtellten Gewerkſchaften teilt mit Nachdem ſich der
23 Ausſchuß für Beamtenangelegenheit wiederholt und
am 4 d Mts auch der Hauptausſchuß des Reichstags mit
der Frage beſchäftigt hatten ob die geprüften Zahlmeiſter
anwärter im Sinne des Beſoldungsgeſetzes als Beamten
anwärter anzuſehen ſeien was in beiden Ausſchüſſen bejaht
wurde iſt der dieſerhalb eingebrachte Antrag in der letzten
Sitzung des Reichstags vor Pfingſten zur Annahme ge
kommen Der im Beſoldungsgeſetz enthaltene ſogenannte
r r S 10 iſt ſomit auch auf die Zahlmeiſteranwärter anzuwenden Sie ſind vom Tage der Aus

bildung ab gerechnet nach h einer achtjährigen Tätigkeit im Jahlmetſterdienſt als außerplanmäßige Beamte zu

behandeln Nach der Auflöſung des früheren Heeres wur
den viele zum Teil ſchon recht erheblich überalterte An
wärter überzählig Die Frage ob ſie als Beamtenanwärter
in anderen Verwaltungen aufgenommen werden müſſen iſt
jetzt endgültig zugunſten der Beteiligten gelöſt

Die Fraktion des Landeswahlverbandes im braun
ſchweigiſchen Landtag v außer dem kürzlichen Jnterven
tionserſuchen an die Reichsregierung zur Löſung des hier
entſtandenen Verfaſſungskonflikts noch eine Eingabe an den
Staatsgerichtshof gerichtet durch die derſelbe erſucht wird

feſtzuſtellen 1 daß durch das Landesgeſetz vom 15 Novbr

derartigen nach der Reichsverfaſſung unzuläſſigen Aus

1918 im 85 eine einjährige Wahlperiode feſtgeſetzt iſt
2 daß infolgedeſſen das Verlangen der Rechtsparteien des
Landtags Landeswahlverband und Demokraten jetzt Neu
wahlen auszuſchreiben berechtigt iſt und 3 daß der am
16 Mai 1920 gewählte Landtag mit dem Ablauf des
15 Mai d J ſein Ende erreichen wird eventuell eine ſonſt
der Sach und Rechtslage entſprechende Entſcheidung zu
treffenſrankreich plant die Nutzbarmachung des Rheines zwi

ſchen der ſchweizeriſchen Grenze und Straßburg und zwa
durch einen Kanal im Elſaß durch Schleuſenbau und Er
richtung von hydroelektriſchen Fabriken zur Lieferung von
550 000 Kilowatt Strom

Die Abänderung der Jnvalidenverſicherung Auf eine
kleine Anfrage des demokratiſchen Reichstagsabg Dr Pach
nicke hat der Reichsarbeitsminiſter geantwortet daß das
Geſetz über eine neue Abänderung der Leiſtungen und Bei
träge in der Jnvalidenverſicherung fertiggeſtellt iſt und inden nächſten Tagen dem Reichsrat und dem vorläufigen

Reichswirtſchaftsrat vorgelegt werden kann ſo daß es mög
lich ſein wird das Geſetz noch bis zum 1 Juli 1921 zu ver
abſchieden

Jn den Verfaſſungsausſchuß des Preußiſchen Landtags
hat die Demokratiſche Partei die Abgeordneten Rechtsanwalt
Dr Berndt und den früheren Reichsminiſter des Jnnern Dr
Preuß entſandt in den Ausſchuß zur Wahrnehmung der
preußiſchen Verkehrsintereſſen der Staatsminiſter a D
Oeſer der zum Vorſitzenden des Ausſchuſſes ernannt wor
den iſt

KAuslanösRunoöſchau
Zwiſchen der franzöſiſchen und der portugieſiſchen Re

gierung ſind Verhandlungen über eine Zollkonvention im
Gange Der portugieſiſche Geſandte in Paris hat einen
Vertragsentwurf in Angriff genommen den er ſeiner Re
gierung in Liſſabon unterbreiten wird

Unwürdige Behandlung eines deutſchen Offiziers Der
Vorſtand des Entfeſtigungsamtes Mainz Major Rehlaff
wurde von der franzöſiſchen Militärbehörde verhaftet Er
befand ſich mit ſeinem Sekretär auf einem Beſichtigungs
gange zu den Entfeſtigungsarbeiten und wurde dort von
wei franzöſiſchen Offizieren inunwürdigerWerſe zur Rede geſtellt Major Retzlaff wies dar

auf hin daß er lediglich aus dienſtlichen Gründen dieſenRundgang machen müſſe und verbat ſich den Ton der
franzöſiſchen Offiziere Die Folge war daß er am Abend

in ſeiner Wohnung verhaftet wurde

n er a

Sparen
ehne Einsehränken

ist keine Kunst wenn Sie Continental
Absätze tragen Durch ihre grosse
Haltbarkeit Leder übertreffend
verringern Sie Ihre Ausgaben Sie
haben dabei elastisch weichen Gang
und erhöhte Gehleistung

Sie von Ihrem Sch
Verlangen

macher

So gut wie Continental Reifen

Unterhaltungsbeilage der Saale Zeitung
Freitag 20 Mai Jnhalt Seine Konkurrentin Roman von Fritz
Gantzer Das Memorial des Herrn von Fuchs Von Karl
ESſcher Zwiſchen Tag und Dunkel Skizze von J Dam m
Wie lange leben die Tiere Uraufführungen im Reich Dres
den Chemnitz Kritik und Regie Literatur
Was ein Volksvertreter alles tun ſoll

Von
C DenusHalle Mitglied des Reichstages

Nachdruck verboten
Z der Bevölkerung beſteht die landläufige Anſicht daß ein

Reichstagsabgeordneter ein herrliches Leben führt Mag ſein
daß es eine ganze Reihe unter ihnen gibt die nicht gerade das
Drüdcende ihrer Bürde fühlen die das ganze Amt mehr als ein
glänzendes Aushängeſchild häufig auch als ein ſchon lange er
ſehntes Sprungbrett benutzen wollen um perſönliche Vorteile
zu erreichen Das iſt der Typ von Volksvertretern wie ſie nicht
ſein ſollen Wer als Mitglied des Reichstages ſeine Aufgabe
ernſt auffaßt und namentlich als Vertrauensmann ſeiner Frak
tion gilt iſt der geplagteſte Menſch auf Gottes Erdboden Für
ihn gibt es keine acht ſondern meiſt eine ſechzehnſtündige oft
noch längere Arbeitszeit
Einem gehetzten Wild gleich geht es von den Fraktions

ſitzungen zu den verſchiedenſten Ausſchuß und ſonſtigen
Sitzungen Frühmorgens um 9 Uhr beginnt der Betrieb

er erſt gegen Mitternacht beendet zu werden Wenn
iermit die Tätigkeit erſchöpfte würde man noch zufrieden

aber der Abgeordnete hat ja auch einen Briefver
um icher Art zu bewältigen daß ſich kaum ein Laie
einen iff machen kann Ein erheblicher Teil ſeiner

ihm ſo häufig mißgönnten und bei ſehr beſſ Lebens
weiſe kaum ausreichenden Tagegelder wird für Porto und
Telegrammgebüh ren verausgabt Da iſt es gewiß für

eres

S

s

weitere e intereffant aus den Eingängen einer Woche
einmal eine kleine Blütenleſe von den und Beſchwer
den zu erhalten die dem tagsabgeordneten der noch das
Gläd hat Vorſitzender Ausſchüſſe zu ſein zugehen
Da zunächſt eine Reihe von iften und viele

er Geſetzesmaterie
ftigen die zur Beratung ſteht Darunter befindet ſich

Telegramm mit 3300 Worten was die nette Summe von
660 Mark gekoſtet hat Die Abſender etwa 400 an der
Zahl drohen mit den ſchärfſten Mitteln wenn ihren Wünſchen
nicht 7772 wird Ein beſonders Schlauer bezeichnet die
ganze Arbeit als puren Schwindel und ſpricht dem Abgeordneten

a von Telegrammen die ſich mi

ein

die ſchärfſte Mißbilligung aus daran die Hoffnung knüpfend einem Geſchäft etwas mitgehen hieß und dafür zudaß der alſo apoſtrophierte Volksvertreter daraus de Alnie Gefängnis

quenzen ziehen das heißt ſein Mandat niederlegen wird Ueber
haupt ſind ſolche kategoriſchen Aufforderungen nicht ſelten ſie
bringen aber den an ſolche Jniermezzos gewöhnten Abgeordne
ten nicht aus der Ruhe An Ratſchlägen wie wir den Friedens
vertrag umgehen können fehlt es natürlich nicht Den Vogel
ſchießt ein Jngenieur ab der zurzeit eine längere Freiheits
ſtrafe verbüßt und bittet für ſeine Begnadigung einzukommen
damit er ſeinen im Gefängnis erſonnenen Plan den Friedens
vertrag unwirkſam zu machen zum Wohle des deutſchen Volkes
ausführen kann Ein Beſitzer aus der Niederlauſitz macht
Vorſchläge fürd ie Präſidentenwahl und hält zur Verſöhnung
der Republikaner und Monarchiſten es für notwendig die
Kronprinzeſſin zum erblichen Präſidenten und Ebert zum erb
lichen Reichskanzler zu erwählen Als ich ihm ſofort den Vor
ſchlag als undurchführbar zurückgebe erhalte ich eine wenig
ſchmeichelhafte Antwort Da iſt ein Diplomingenieur noch
anderer Meinung er hält ſich für den geeigneten Präſident
ſchaftskandidaten Auch eine Dame die Leiterin einer Frauen
ſchule wünſcht im Jntereſſe der Gleichberechtigung der Frauen
für dieſe hohe Stellung eine re Schüchtern fügt ſie hinzu
daß wenn es an geeigneten Frauen fehle ſie ſelbſt gern das
Opfer für das Vaterland bringen wolle Ein beſorgtier Vater
deſſen Sohn aus der Reichswehr ausſcheiden muß wendet ſich
um Hilfe an den Abgeordneten Einige Beamte ſind gemaß
regelt worden weil ſie es einem Vorgeſetzten gegenüber an dem
nötigen Takt fehlen ließen jetzt flehen ſie ihren Volksvertreter
den ſie zwar nicht gewählt haben um Hilfe an Die Beamten
eines Bahnhofes haben umfangreiche Diebſtähle begangen ſie
fordern daß für ſie ſofort ein Amneſtiegeſetz eingebracht wird
Ein wohlhabender Herr der beim Reichsnotopfer derb ange
faßt wird fordert die Beſeitigung desſelben und ſchlägt dafür
eine fünffache Erhöhung der Umſatzſteuer vor

Ueberhaupt Steuern zu zahlen iſt wenig angenehm Des
halb die Sucht neue Steuern zu erfinden die man ſelbſt nicht

zahlen braucht Ein ſolcher Gemütsmenſch ſchlägt eine be
utende Erhöhung der e und Fahrpreiſe vor Während

ſich Zuſchriften aus Jnduſtrie und Handwerkerkreiſen gegen
die beabſichtigte weitere Erhöhung der Gebühren erklären und
namentlich die Fernſprechgebühren als ruinös bezeichnen Gegen
die Sozialiſierung und Kommunaliſierung erklärt ſich ſelbſtver

ndlich eine Reihe von Zuſchriften Andere proteſtieren gegen
ie freie Wirtſchaft Einem Getreidehändler iſt Getreide be

ſchlagnahmt d er Abgeordnete ſoll helfen Ein Kleinmüller
hat Schwarzmüllerei betrieben ihm iſt die Mühle geſchloſſen
von dem Abgeordneten verlangt er daß ihm die Müllerei wieder
freigegeben wird Für einen Landwirt der die feſtgeſetzten

geplagte eilſetzen Eine Frau die nur ganz verſehentlich aus
Preiſe um das Vielfache überſchritten hat ſoll i iel

verurteilt wurde wirft den Richtern Rechtsbeugung
Monaten

vor und erwartet von dem Eingreifen des Abgeordneten daß
dieſer Juſtizirrtum beſeitigt wird Große Einkäufe von Waren
die jetzt nicht eingeführt werden dürfen hat ein Großkaufmann
im Auslande gemacht durch den Abgeordneten yofft er die
Einfuhrerlaubnis zu erhalten Aehnliche Wünſche hat ein

nduſtrieller der Waren ausführen will und dazu keine Ausen bekommen kann Ein Landwirt iſt bei der
Düngerbelieferung benachteiligt helfen ſoll der Erwählte des
Volkes Ein anderer ländlicher Beſitzer hat großen Schaden
infolge der Maul und Klauenſeuche erlitten ein dritter iſt
von der Siedlungsgeſellſchaft ſchwer benachteiligt verſchiedene
kleine Leute haben ſich auf ein beſtimmtes Stück Land verſteift
wenn ihnen nicht unbedingt geholfen wird vernachläſſigt der
Abgeordnete ſeine Pflicht Die Beamten der Kleinſtadt H
erklären ihn nicht wiederwählen zu wollen wenn er nicht
dafür ſorge daß ihr Ort mindeſtens in die Klaſſe B einge
reiht wird Ein Kleinrentner erwartet ſofortige Antwort
weshalb nicht alle Gehälter von über 20000 Mark abgelehnt
werden Ein Penſionär findet es unerhört daß beim Penſions

ſetz nicht zehn Tage ſeiner Dienſtzeit berückſichtigt werden
önnen Mit dem Austritt aus der Partei droht ein mittlerer

Beamter wenn nicht dafür geſorgt wird daß ſein Befoldungs
dienſtalter günſtiger feſtgeſetzt wird Dieſelbe Drohung ſprichtein Volte ſchullehrer aus wenn er perſönlich nicht in Gehalts

gruppe 8 eingereiht wird Ein mittlerer Beamter wird der
Partei des Abgeordneten beitreten wenn dieſer ſich für ſeine
Beförderung zum höheren Beamten einſetzt

Daß beinahe jeden Tag eine Reihe Wünſche um Verſetzung
nach anderen Orten nachträgliche Ordensverleihungen eingeht
ſei nur nebenbei erwähnt Bei Bewerbungen um Bürger
meiſter und Landratspoſten wird die einflußreiche Hilfe ver
langt Die entſetzliche Wohnungsnot macht auch dem Abge
ordneten Kopfſchmerzen Es vergeht keine Woche wo er
nicht bei den Wohnungsämtern vorſellig werden muß Ver
treter der Städte wenden ſich an ihn zur Freigabe mili
täriſcher Gebäude oder verlangen Baukoſtenzuſchüſſe zur Be
hebung der Wohnungsnot Daneben bringen ſie Garniſon
wünſche vor und haben Verkehrsſchmerzen Beſorgte Eltern
wünſchen die Beibehaltung des Religionsunterrichts andere
bitten daß ſich der Abgeordnete um die Unterbringung ihres
Sohnes als Beamter oder ihrer T
werblichen Unternehmen zu dem der
hat bemüht

Der arme Abgeordnete erblickt dieſe Fülle von Wünſchen
die nur zum kleinſten Teil wiedergegeben ſind gibt jedem Geſuch
ſteller eine höfliche Antwort und bemüht ſich ſo gut er kann
allen die Wünſche zu erfüllen Wehe aber wenn ihm das nicht
gelingt dann iſt er der unfähigſte von allen Abgeordneten der
man nicht wiederwählen wird

ter in irgendeinem ge
bgeordnete Beziehungen
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